Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Kostenersatzpflicht der Eltern bei einer Fremdplatzierung
Problem- und Fragestellung

In der Beratung habe ich eine Familie deren Zwillinge beide durch eine Hirnblutung behindert sind. Die Hirnblutung hat sich infolge eines Verdachtes auf ein Schütteltrauma ergeben. Die beiden Kinder (heute 1 ½ Jahre alt) wurde daraufhin in einem Heim fremdplatziert. Die Fremdplatzierung verursachte hohe Kosten, die von der Gemeinde getragen werden mussten.

Seit Februar 2002 dieses Jahres sind sie wieder bei den Eltern. Die Eltern sind nun von der Gemeinde verpflichtet worden, monatlich sehr hohe Beträge die in Folge der Fremdplatzierung entstanden sind, zurückzuerstatten. Es besteht zur Zeit noch kein Gerichtsentscheid, die Eltern warten noch auf unbestimmte Zeit auf ihn und bekennen sich nur teilweise als schuldig.

Frage: 
Ist es rechtlich haltbar, dass die Eltern vor einem Gerichtsentscheid zur Rückzahlung der Kosten verpflichtete werden? Wenn ja, ist es zulässig, dass dafür nur das betreibungsrechtliche Existenzminimum berechnet wird?  Was ist allenfalls zu unternehmen?

Erwägungen

1. Grundsätzlich sind vier verschiedene Tatbestände zu unterscheiden


· Die Unterhaltspflicht der Eltern (Art. 276, 289 Abs. 2 ZGB)

· Die Rückerstattung von Fürsorgeleistungen (nach kantonalem Sozialhilferecht)

· Die Unterstützungspflicht der Verwandten (Art. 328 f. ZGB)

· Der Schadenersatz- und die Genugtuung (Art. 11 Opferhilfegesetz)


2. Im vorliegenden Fall hat die Vormundschaftsbehörde die Kinder nach einer Obhutsentziehung (Art. 310 ZGB) fremdplatziert. Damit geht der Unterhaltsanspruch des Kindes auf das Gemeinwesen über (Art. 289 Abs. 2 ZGB). In dieser Phase werden in der Regel zwischen Fürsorgebehörden und Eltern Verhandlungen über den Elternbeitrag geführt, wenn nach dem kantonalen Sozialhilferecht kein fester Beitrag vorgesehen ist. Ergibt sich keine Einigung und sieht das kantonale Recht keinen fixen Beitrag vor, so muss das Gemeindwesen gegen die Eltern den Unterhaltsbeitrag beim Zivilgericht einklagen (Art. 279 ZGB), und es ist Sache des Zivilgerichts, diesen Beitrag festzusetzen.


3. Geleistete Fürsorgeunterstützung kann von den Unterstützten zurückgefordert werden. Voraussetzungen und Umfang werden vom jeweiligen kantonalen Sozialhilferecht bestimmt. So gibt es Kantone, welche Unterhaltsbeiträge, die an Kinder geleistet wurden, nicht zurückfordern, andere nur „in der Regel“ nicht. Zur Beantwortung dieser Frage wäre zu wissen, in welchem Kanton diese Rückzahlung gefordert wird. Sie können sich beim Rechtsdienst des entsprechenden kantonalen Sozialamtes erkundigen, welche gesetzlichen Bestimmungen in Ihrem Fall Anwendung finden. In jedem Fall können die Sozialhilfebehörden nicht einfach Rechnung stellen, sondern sie müssen den Beitrag, den sie zurückfordern, nach Anhörung der Betroffenen mittels anfechtbarer Verfügung festlegen. Sind die Pflichtigen damit nicht einverstanden, können sie unter Einhaltung der angegebenen Rechtsmittelfrist die Aufsichtsbehörde anrufen.


4. Im vorliegenden Fall steht die Verwandtenunterstützung nicht zur Diskussion, weil die Eltern unterhaltspflichtig sind und diese Unterhaltspflicht (Art. 2776 ZGB) der Unterstützungspflicht nach Art. 328 ZGB vorgeht (Art. 328 Abs. 2 ZGB).


5. Die Kinder haben, wenn sie Opfer einer Straftat geworden sind, Anspruch auf Schadenersatz und Genugtuung (Art. 11 OHG). Damit sie diese Ansprüche geltend machen können, ist ihnen ein Vertretungsbeistand (Art. 392 Ziff. 2 ZGB) zu bestellen, welcher das Kind im Prozess vertritt. Der Umfang der Leistungen der Eltern aus diesem Titel muss gerichtlich festgelegt werden, wobei sich das Verfahren nach kantonalem Recht richtet (Art. 16 OHG).
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